
Für das Nachschlagewerk! Ja 
Für die Fachpresse! Ja
Für die Amtliche Sammlung! Nein

Ja
28. m. m

Gesetz; BetrVG 1972 § 37 Ahs. 6 und 2, 7; ArbGG § 83 Abs. 1; 
ZPO §§ 256, 926

1. In einem Beschlußverfahren über die Erforderlichkeit 
von Schulungs- und Bildungsveranstaltungen (§ 37 Abs. 6 
BetrVG 1972) ist (sind) die Gewerkschaft(en) nicht 
Beteiligte; sie ist (sind) auch dann nicht Beteiligte, 
wenn sie Träger dieser Veranstaltung ist (sind).

2. Zur Frage des .Rechtsschutzinteresses im Beschlußverfahren.
3. Zur Frage der Darlegungspflicht des Antragstellers im 

Beschlußverfahren.

Leitsätze:

Aktenzeichen: 1 ABR 92/73
Beschluß des BAG vom 28. Januar 1975 LAG Berlin
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1.ABB 92/75 
5 Ta BV 4/73 Berlin

u

B e s c h l u ß  

In Sachen

hat der Erste. Senat des Bundesarbeitsgerichts in der Sitzung 
vom 28. Januar 1975 durch den Präsidenten Professor Dr. Müller, 
die Richter Wendel und Bichler sowie die ehrenamtlichen Richter 
Riedel und Keller beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde des Antragstellers gegen den 
Beschluß des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 
24. September 1973 - 5 Ta BV 4/73 - wird zurück­
gewiesen.

-  2 -

V o n R e c h t s  w e g e n I

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

G r ü n d e  :
I» Der Betriebsrat der Antragsgegnerin (Antragsteller) 
beschloß am 14. September 1972, sein Mitglied Wolfgang 
B an einer von der Deutschen Angestellten-Gewerk­
schaft am 13. Oktober 1972 in B durchgeführten ein­
tägigen BetriebsräteSchulung teilnehmen zu lassen. Bort 
wurden folgende Themen behandelt:

vormittags: Freistellung für Bildungszwecke 
§§ 37, 6 und 37, 7 Erfahrungsaustausch 
Auffassung der DAG

nachmittags: Ziele gewerkschaftlicher Bildung.
B und fünf andere Mitglieder des aus neun Mit­
gliedern bestehenden Betriebsrates hatten in der Zeit 
zwischen 10. Januar und 11. Oktober 1972 schon an 
mehreren BetriebsräteSchulungen zum neuen Betriebsver­
fassungsgesetz teilgenommen.

Für die hier in Rede stehende Schulung erklärte sich 
die Antragsgegnerin bereit, dem Betriebsratsmitglied 
B unbezahlte Arbeitsbefreiung zur Ermöglichung
der Teilnahme an dieser Veranstaltung zu gewähren, 
lehnte es aber ab, das Arbeitsentgelt fortzuzahlen.

Nach Maßgabe des Beschlusses des Arbeitsgerichts 
Berlin vom 11. Oktober 1972 - 8 GA 8/72 - wurde der 
Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Verfügung 
aufgegeben, das Betriebsratsmitglied B für die
Teilnahme an der angegebenen Schulung ohne Minderung 
seines Arbeitsentgelts freizustellen. Dem entsprach 
die Antragsgegnerin und zahlte die ungekürzte Ver­
gütung für Oktober 1972. B hatte an der
Schulungsveranstaltung teilgenommen. Auf einen ent­
sprechenden Antrag wurde durch Beschluß des Arbeits­
gerichts Berlin vom 6. November 1972 in entsprechender 
Anwendung von § 926 Abs. 1 ZPO angeordnet, daß der 
Antragsteller innerhalb einer Frist von 10 Tagen ein
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Beschlußverfahren zur Hauptsache einzuleiten habe. Die da­
gegen eingelegte Beschwerde nahm der Antragsteller wieder 
zurück.

Mit vorliegendem Beschlußverfahren hat der Antrag­
steller beantragt,

festzustellen, daß die Antragsgegnerin verpflichtet 
war, das Mitglied des Betriebsrats Völfgang 'B 
für die Teilnahme an der BetriebsräteSchulung 
im Rahmen des Seminarprogramms der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft, Landesverband B ,
am 13. Oktober 1972 ohne Minderung des 
Arbeitsentgelts von seiner beruflichen Tätigkeit 
zu befreien.

Die Antragsgegnerin hat beantragt, 
den Antrag zurückzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat dem Antrag entsprochen; es hat 
sich die Auffassung des Antragstellers, die Schulungsthemen 
seien betriebsbezogen gewesen, zu eigen gemacht. Das Landes­
arbeitsgericht hat auf die Beschwerde der Antragsgegnerin 
den Beschluß abgeändert und den Antrag zurückgewiesen. Trotz 
der zwischenzeitlich erfolgten Teilnahme des Betriebsrats­
mitglieds B an dem Seminar sei das Rechtsschutz­
interesse für das vorliegende Verfahren nach wie vor ge­
geben. Jedoch sei der Antrag sachlich nicht begründet, weil 
die Schulungsveranstaltung keine für die Betriebsratsarbeit 
erforderlichen Kenntnisse vermittel habe (fehlende Betriebs- 
bezogenheit).

Das Betriebsratsmitglied B ist im Verfahren vor
dem Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht nicht beteiligt 
worden. Der Antragsschrift entsprechend ist jedoch beteiligt 
worden die Industriegewerkschaft Metall, die aber weder 
Anträge gestellt noch Anträge anderer Beteiligter unter­
stützt hat.

Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Rechts­
beschwerde verfolgt der Antragsteller seinen Antrag weiter. 
Er rügt, daß das Betriebsratsmitglied B und die
Deutsche Angestellten-Gewerkschaft in den Vorinstanzen nicht
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beteiligt worden seien. Außerdem vertritt er die 
Meinung, daß er nicht zur Einleitung eines Verfahrens 
zur Hauptsache hätte aufgefordert werden dürfen. Der 
Antrag auf Freistellung zur SchulungsVeranstaltung 
selbst sei sachlich begründet gewesen.

Die Antragsgegnerin beantragt,
die Rechtsbeschwerde zurückzuweisen.

Sie verteidigt den angefochtenen Beschluß. Im übrigen 
sei jedenfalls das am Nachmittag des Schulungstages be­
handelte Thema nicht betriebsbezogen gewesen.
II. Die Rechtsbeschwerde ist unbegründet; der ange- 
fochtene Beschluß erweist sich im Ergebnis als richtig. 
'\. Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht das 
Rechtsschutzinteresse des Antragstellers an dem einge­
leiteten Beschlußverfahren bejaht; es besteht auch 
in. der Rechtsbeschwerdeinstanz fort.

Schon im Beschluß vom 8. Februar 1957 (BAG 3, 288 
2927 “ AP Nr. 1 zu § 82 BetrVG) und seither wiederholt 

hat der Senat die Auffassung vertreten, daß das Be­
schlußverfahren auch nicht hinsichtlich des Rechts- 
schutzinteresses in jeder Richtung mit dem Urteils­
verfahren gleichbehandelt werden könne. Es diene 
weniger der richterlichen Feststellung streitiger 
Leistungsansprüche als vielmehr in der Regel der Ab­
grenzung gegenseitiger Kompetenzen im Bereich des 
Betriebsverfassungsrechts. Hieraus ergebe sich, daß 
entsprechend dieser Zielsetzung die.Frage des Rechts- 
schutzinteresses nicht den strengen Anforderungen des 
Zivilprozeßrechts (§ 256 ZPO) unterliege, sondern 
daß bei der Beurteilung dieser Frage eine gewisse 
Großzügigkeit am Platze sei. Auch solle durch das 
Beschlußverfahren zur Erhaltung und Wiederherstellung 
des betrieblichen Friedens beigetragen werden. Dieser 
Gesichtspunkt könne bei der Prüfung des Rechtsschutz­
interesses nicht außer Betracht bleiben.
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Auf den vorliegenden Fall übertragen bedeutet dies, daß 

von den Beteiligten, insbesondere vom Antragsteller, aufgrund j 
der richterlichen Entscheidung in künftigen Fällen (jeden­
falls besser) beurteilt werden kann, ob Schulungsveran­
staltungen der hier in Rede stehenden Art als solche im Sinne 
des § 37 Abs. 6 BetrVG 1972 angesehen werden können. Baß dies 
für den Betrieb der Antragsgegnerin etwa schon in einem 
anderen Beschlußverfahren geklärt worden sei, ist von keinem 
der Beteiligten vorgetragen worden. Ebenso ist es nicht un­
wahrscheinlich, daß vergleichbare Streitfragen zwischen den 
Beteiligten im betrieblichen Geschehen wieder auftreten 
können.
2. Der Rechtsbeschwefde ist beizupflichten, daß das 
Betriebsratsmitglied B von den Vorinstanzen am Ver­
fahren hätte beteiligt werden müssen. Nach § 83 Abs. 1 ArbGG 
sind im Beschlußverfahren neben dem Arbeitgeber die Arbeit­
nehmer und die Stellen zu hören, die nach dem BetrVG-und 
den dazu erlassenen Rechtsverordnungen im einzelnen be­
teiligt sind. Das ist im vorliegendem Falle nicht nur der 
Betriebsrat als Gremium und - verfahrensrechtlich - als 
Antragsteller, sondern auch dasjenige Betriebsratsmitglied, 
dessen Freistellung im Antrag begehrt wird. Es spielt 
keine Rolle, daß das betreffende Betriebsratsmitglied nicht 
selbst als Antragsteller auftritt. Die Beteiligung im Sinne 
von § 83 Abs. 1 Satz 1 ArbGG ergibt sich zwingend über 
§ 37 Abs. 6 aus § 37 Abs. 2 BetrVG 1972, der bestimmt, daß 
"Mitglieder des Betriebsrats von ihrer beruflichen Tätigkeit 
ohne Minderung des Arbeitsentgelts zu befreien (sind)". Es 
steht damit in Fällen der vorliegenden Art nicht nur der 
Anspruch des Betriebsrats gegenüber dem Arbeitgeber auf die 
Freistellung eines seiner Mitglieder im Raume, sondern auch 
der von einem ordnungsgemäß zustandegekommenen Betriebsrats­
beschluß abzuleitende Anspruch des einzelnen Betriebsrats­
mitglieds auf Arbeitsbefreiung; seine betriebsverfassungs­
rechtliche Stellung ist berührt. Damit ist aber das Betriebs­
ratsmitglied im Sinne des § 83 Abs. 1 Satz 1 ArbGG "nach
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dem Betriebsverfassungsgesetz ... im einzelnen Falle 
beteiligt

Ist dieser Verfahrensmangel mit der Rechtsbe­
schwerde auch gerügt worden, so ist im vorliegenden 
Falle aus Gründen der Verfahrensökonomie gleichwohl 
davon abzusehen, den angefochtenen Beschluß analog 
§ 56h Abs. 2 ZPO zugleich mit dem. ihm zugrundeliegenden 
Verfahren aufzuheben und das Verfahren an das Landes­
arbeitsgericht zurückzuverweisen. Durch die Anhörung 
des bisher nicht berücksichtigten Beteiligten ist 
eine weitere Sachaufklärung, die zu einer anderen 
Entscheidung würde führen können, nicht zu erwarten 
(so bereits der Senat im Beschluß vom 19. März 1974 
- 1 ABR 44/73 - AP Nr. 1 zu § 26 BetrVG 1972).
3. Dagegen war die IG Metall und ist - entgegen 
der Ansicht der Rechtsbeschwerde - die Deutsche 
Angestellten-Gewerkschaft am Verfahren nicht zu be­
teiligen. Auch das ergibt sich aus § 83 Abs. 1 
Satz 1'ArbGG. Die genannten Gewerkschaften sind 
nicht nach dem BetrVG und den dazu erlassenen 
Rechtsverordnungen beteiligt. Im Beschlußverfahren 
sind die im Betrieb (oder Unternehmen) vertretenen 
Gewerkschaften nicht ohne weiteres Beteiligte. Be­
teiligt ist vielmehr - neben dem Antragsteller - 
grundsätzlich nur die Gewerkschaft, die von sich 
aus dem Verfahren beitritt (BAG AP Nr. 2 zu § 88 
BetrVG). Die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft ist 
auch nicht etwa deshalb beteiligt, weil sie die hier 
in Rede stehende Schulungsveranstaltung durchgeführt 
hat. Anders als nach § 37 Abs. 7 BetrVG 1972 wird 
nämlich in Absatz 6 weder der Träger der Veran­
staltung noch die Gewerkschaft als solche (als 
Spitzenorganisation) angesprochen. Die Deutsche 
Angestellten-Gewerkschaft hat ebensowenig wie die 
IG Metall ein irgendwie gestaltetes Mitwirkungsrecht 
bei der Beschlußfassung des Betriebsrats, ob und 
wenn ja, welche seiner Mitglieder er zu einer 
Schulungsveranstaltung entsendet. Vielmehr ist der
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Betriebsrat nicht zuletzt hier ein autonomes Organ, das in 
keinerlei Abhängigkeit zur Gewerkschaft steht.
4. Ob der Antragsteller zur Einleitung eines Verfahrens 
zur Hauptsache hätte aufgefordert werden dürfen, kann dahin­
stehen. Er hat jedenfalls das Verfahren angestrengt und 
durchgeführt, und sein Antrag ist zu bescheiden.
5. In sachlich-rechtlicher Beziehung hat das Landes­
arbeitsgericht im Ergebnis zu Recht die Betriebsbezogenheit 
des auf der in Rede stehenden BetriebsräteSchulung ver­
mittelten Wissens - der Thematik nach - vermißt. Der Senat 
hat wiederholt (vgl. BAG AP Nr. 4, 5'und Nr. 6 zu § 37 
BetrVG 1972) die Auffassung vertreten, daß eine Betriebsräte­
schulung nur dann als erforderlich im Sinne von § 37 Abs. 6 
BetrVG 1972 angesehen werden kann, wenn nach den Verhält­
nissen des konkreten einzelnen Betriebs Fragen und Probleme 
anstehen oder doch in naher Zukunft anstehen werden, die der 
Beteiligung des Betriebsrats unterliegen und hinsichtlich 
deren im Hinblick auf den Wissensstand des konkreten 
Betriebsrats eine Schulung von Betriebsratsmitgliedern er­
forderlich erscheint, will der Betriebsrat seine Beteili­
gungsrechte sach- und fachgerecht ausüben. Das vermittelte 
Wissen muß sich also unmittelbar auf die Betriebsratstätig­
keit auswirken, auf sie Bezug haben. Die hier in Rede 
stehende Veranstaltung befaßt sich jedoch themenmäßig er­
kennbar nicht mit Aufgaben, die den Betriebsräten nach dem 
Gesetz zugewiesen sind. Selbst wenn man aber zugunsten des 
Antragstellers unterstellt, daß auch solche Betriebsräte­
schulungen erforderlich im Sinne des § 37 Abs. 6 BetrVG 1972 
sein können, die ausschließlich Kenntnisse darüber ver­
mitteln, welche Bildungsmöglichkeiten der Betriebsrat für 
seine Mitglieder in Anspruch nehmen kann und darf (§ 37
Abs. 6) und was jedem seiner einzelnen Mitglieder insoweit 
zusteht (§ 37 Abs. 7), so fehlt es doch hier dafür an einem 
ausreichenden anspruchsbegründenden Sachvortrag des Antrag­
stellers, auf den aber auch im Beschlußverfahren nicht völlig 
verzichtet werden kann. Wie der Senat schon in den - auch
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zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung bestimmten - Be­
schlüssen vom 13. März 1973 und 26. Juni 1973 (AP Nr. 1 und 
Nr. 3 zu § 20 BetrVG 1972) ausgeführt hat, muß der Vortrag 
des Antragstellers soviel Anhaltspunkte enthalten, daß der 
Tatsachenrichter aus ihnen ersehen kann, worauf er seinen 
Antrag stützt. Dazu hätte hier gehört, im einzelnen darzu­
legen, was auf der Schulungsveranstaltung erörtert worden ist. 
Die bloße Nennung des Themas genügt nicht, weil allein diese» 
der tatsächliche und rechtliche Bezug zur Erforderlichkeit' 
für die Betriebsratsarbeit nicht entnommen werden kann. Für 
das am Nachmittag des Schulungstages behandelte Thema 
"Ziele gewerkschaftlicher Bildung" fehlt sogar von vornherein 
erkennbar jeglicher Bezug zur Betriebsratsarbeit und zur 
konkreten Situation im Betrieb.

Somit war schon aus diesen Gründen die Bechtsbeschwerde 
zurückzuweisen. Es kann folglich dahingestellt bleiben, ob 
der Antragsteller bei seiner Beschlußfassung, B zu
der Schulungsveranstaltung am 13- Oktober 197^ zu entsenden, 
angesichts der schon vorher von B und anderen seiner
Mitglieder besuchten Schulungen auch den Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit (ausreichend) berücksichtigt hat.

Biedel Keller

gez. Dr. Müller Wendel Bichler
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